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NächstenOktober findet vor dem
High Court in London einMam-
mutprozess statt. Es geht um
Fischfang-Boote, Korruption und
den Zahlungsausfall eines der
ärmsten Länder derWelt.

Mittendrin: die Credit Suisse
und womöglich bald auch die
UBS. Mit dem Kauf der Credit
Suisse gehen auch die rechtli-
chen Risiken, die im Innern der
kollabierten Bank schlummern,
an die neue Besitzerin über, wie
diese Zeitung erfahren hat.

Verklagt werden die Gross-
bank und 14weitere beschuldig-
te Parteien von derRepublikMo-
çambique,wegen der sogenann-
ten Thunfisch-Anleihen. Dabei
geht es um Kredite in der Höhe
von gut 2 Milliarden Dollar für
den Aufbau der Fischfangflotte
und dem Kauf von Schnellboo-
ten für die Küstenwache in dem
ostafrikanischen Land, welche
die Credit Suisse zwischen 2013
und 2016 mitfinanziert hat.

Boote, die imHafen
verrosten
Die bestellten Boote erwiesen
sich als unbrauchbar und über-
teuert. Sie verrosteten im Hafen
der Hauptstadt Maputo. Dazu
kommt: Während der Beschaf-
fung wurden mehrere Hundert
MillionenDollar als Schmiergeld
abgezweigt. Die Credit Suisse ig-
norierte Hinweise auf Korrupti-
on. Als eine der beteiligten Fir-
men 2016 in Zahlungsschwierig-
keiten geriet, führte die Bank die
Umstrukturierung derKredite in
Anleihen der Republik Moçam-
bique trotzdem durch.

In der Folge stoppten Geld-
geber wie der Internationale
Währungsfonds ihre Überwei-
sungen. Moçambique stürzte in
eine tiefe Schuldenkrise und
musste Staatsbankrott anmel-
den. 2021 einigte sich die Bank
mit Behörden in denUSA,Gross-
britannien und der Schweiz. Sie
bezahlte 475 Millionen Strafe
und erliess Moçambique Schul-
den in der Höhe von 200 Millio-
nen Dollar.

Moçambique hat sich von den
Folgen des Staatsbankrotts im-
mer noch nicht erholt. Mit einer
Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung
von 573 Dollar ist das Land ge-
mäss der Weltbank unter den
ärmsten Ländern der Welt zu
finden. DasVerfahren vom kom-
menden Herbst in London ge-
gen die Bank entscheidet darü-
ber, ob es zu einer finanziellen
Wiedergutmachung kommt. Die
Forderungen der Kläger könn-
ten bis zu 1 Milliarde Dollar be-
tragen.

Bussen und Strafzahlungen
in Kauf genommen
Die Thunfisch-Anleihen sind
kein Einzelfall. Die Credit Suisse
ist seit Jahren in komplexe juris-

tische Auseinandersetzungen
rund um den Globus verstrickt.
Für das Management schienen
mögliche Gewinne aus hochris-
kanten Geschäften wie mit Mo-
çambique den Schaden aus Bus-
sen und Strafzahlungen beiwei-
tem zu überwiegen.

2022 hat die Bank rund 1,3
Milliarden Franken Rückstellun-
gen für bedeutende Rechtsfälle
gemacht,wie aus demGeschäfts-
bericht hervorgeht. 2021 waren
es 1,2 Milliarden Franken ge-
wesen.Wie viel davon fürKlagen
im ZusammenhangmitMoçam-
bique reserviert sind,wird nicht
ausgewiesen.

Die Rechtsrisiken hattenmeh-
reren informierten Personen zu-
folge auch Auswirkungen auf
den Kaufpreis der Credit Suisse.
Schliesslich zahlt die UBS für sie
nur rund 3Milliarden Franken –
deutlich weniger als der Markt-
wert von rund 7,4 Milliarden

Franken, zu dem sie vor der
Übernahme zuletzt an der Börse
gehandelt wurde.

Auf zwölf Seiten listet die
Bank in ihrem aktuellen Jahres-
bericht offene Fälle auf. Es geht
um Geldwäscherei, Bestechung
im Zusammenhang mit Ermitt-

lungen gegen die Fifa, Manipu-
lation von Wechselkursen und
Ramschhypotheken in den USA.
Letztere haben ihren Anfang
nochvorder Finanzkrise genom-
men. So etwa der Vergleich mit
dem US-Justizministerium, den
die Credit Suisse 2017 abge-
schlossen hat.

Damals hatte sich die Bank
auch zu Entschädigungen an be-
troffene Kundinnen und Kunden
im Umfang von 2,8 Milliarden
Dollar verpflichtet. Diese sollten
bis 2021 beglichen sein.Nunwird
es 2026 oder noch später, je nach
«Marktbedingungen undRisiko-
appetit derGruppe»,wie die Cre-
dit Suisse in ihrem Bericht
schreibt.

Der Fall könnte also die UBS
als neue Eigentümerin ebenfalls
beschäftigen. Zumal sich die
Kosten jedes Jahr um 5 Prozent
erhöhen, bis dieVerpflichtungen
beglichen sind.

Offen sind auchnoch Fälle imZu-
sammenhang mit dem Kollaps
des Hedgefunds Archegos. 2021
hat die Credit Suisse deswegen
einen Verlust von rund 5,5 Milli-
ardenDollar erlitten. Im Septem-
berhat sich die BankmitAnlege-
rinnen und Anlegern, die wegen
fehlenden Risikomanagements
geklagt hatten, auf einen Betrag
von 32,5 Millionen Dollar geei-
nigt. Es fehlt allerdings noch die
finale Bewilligung des Gerichts
in NewYork.

US-Notenbank ermittelt
gegen Credit Suisse
Zusätzlich gehen noch Behörden
wegen Archegos gegen die Cre-
dit Suisse vor.Unter anderemdie
US-Notenbank. Sie hat im No-
vember Ermittlungen gegen die
Bank aufgenommen, die mit ei-
ner Geldbusse enden könnten.
Ebenfalls in der Sache hängig ist
das Verfahren der Finma.

Bei den vier Lieferkettenfonds
von Lex Greensill, welche die
Credit Suisse im Frühjahr 2021
schliessenmusste, sind unter an-
derem Zivilklagen von Investo-
ren gegen die Bank offen. Wei-
tere könnten folgen, wie sie in
ihrem Jahresbericht warnt. Die
Finanzmarktaufsicht in der
Schweiz hat im Februar ihr
Greensill-Verfahren abgeschlos-
sen und darin ein vernichtendes
Urteil über das Risikomanage-
ment der Bank gefällt. Sie hat
nun Verfahren gegen vier ehe-
malige Credit-Suisse-Manager
eröffnet. Noch hängig sind Un-
tersuchungen der Finanzmarkt-
aufsicht in Grossbritannien und
Luxemburg.

Beilegen muss die Bank auch
den lange anhaltenden Rechts-
streit mit Bidsina Iwanischwili.
Der frühere georgischeMinister-
präsident wurde von Patrice
Lescuadron, einem ehemaligen
Kundenberater derCredit Suisse,
umhohe Summen betrogen.Ver-
handlungen um eine ausserge-
richtliche Lösung scheiterten,
seitherverklagt Iwanischwili die
Credit Suisse in verschiedenen
Ländern. Im vergangenen Jahr
hat ein Gericht auf Bermuda die
Bank in der ersten Instanz zur
Zahlung von 600Millionen Dol-
lar verurteilt.

Das ging der Credit Suisse an
die Substanz, wegen höherer
Rückstellungen musste sie gar
eine Gewinnwarnung ausspre-
chen. Den Betrag musste sie auf
Anordnung des Richters auf ein
Treuhandkonto bei Julius Bär
überweisen. Ein zweiter Prozess
in demFall hat in Singapur statt-
gefunden. Beobachtern zufolge
könnte das Urteil noch höher
ausfallen.

Auch UBS hat noch hohe
Altlasten offen
Es liegt im Interesse der UBS,
dass diese Fälle möglichst rasch
beigelegt werden. Immerhin
schleppt sie selbst noch hohe
Summen für Altlasten mit sich
herum. Insgesamt hatte sie mit
2,5 Milliarden Dollar per Ende
2022 sogarmehrRückstellungen
in der Bilanz stehen als die Cre-
dit Suisse. Bei dieser waren es
rund 1,2 Milliarden Franken. Bei
der UBS betrifft der grösste Teil
den Steuerstreit mit Frankreich.
Für ihre letzte offene juristische
Altlast hat die Grossbank rund
1,1 Milliarden Euro zur Seite ge-
legt.

Eine zügige Abarbeitung der
offenenRechtsfälle durch rasche-
reVerfahren oder eine ausserge-
richtliche Einigung könnten
die Kosten aber nochmals erhö-
hen.Vorhersagen sind notorisch
unzuverlässig. Im Jahresbericht
schätzt die Credit Suisse mögli-
cheVerluste, für die sie noch kei-
ne Gelder zurSeite gelegt hat, auf
eine Spanne zwischen 0 und 1,2
Milliarden Franken.

DieseMilliardenrisiken
kommen auf die UBS zu

Offene Rechtsfälle Mit dem Kauf der Credit Suisse übernimmt die Grossbank
auch die juristischen Risiken der kollabierten Konkurrentin. Die potenziellen

Strafzahlungen hatten auch Einfluss auf den Kaufpreis.

Schnellboote im Hafen von Maputo, Hauptstadt von Moçambique. Bei der Beschaffung der Boote wurden mehrere Hundert Millionen
Dollar an Schmiergeldern abgezweigt. Die Credit Suisse muss sich deswegen im Herbst vor Gericht in London verantworten. Foto: AFP

Der Georgier Bidsina Iwanischwili
führt mehrere Klagen gegen die
CS. Foto: The New York Times
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Wie viel «woke» darf es sein?
Wenn es nach dem Verband der
Studierenden der Universität
Zürich (VSUZH) geht: viel. Und
möglichst in allen Bereichen.
Dazu liegt seit kurzem ein Posi-
tionspapier vor. Die Gleichstel-
lungskommission des Verbands
druckte es auf Plakate und stell-
te ihren Forderungskatalog an
der Uni aus. Punkt drei beschäf-
tigt sich mit Themen, die man
landläufig als «Wokeness» be-
zeichnet.

Der Begriff kommt aus dem
Englischen und bedeutet auf
Deutsch «Wachsamkeit». Ge-
meint ist damitAufmerksamkeit
und Engagement gegen Diskri-
minierungen. Die woken Forde-
rungen der Zürcher Studieren-
denvertretung lauten: ein Drittel
geschlechtsneutrale sanitäreAn-
lagen, die Deklaration von halal
und koscherem Essen in den
Mensen, geschlechtsunabhängi-
geWickeltische und Stillzimmer
sowie Gratis-Menstruationspro-
dukte, die «zur selbstverständli-
chen Grundausstattung vonToi-
letten gehören wie WC-Papier
und Seife».

Kritiker derWokeness pflegen
vor Tugend-Terror zu warnen.
Doch an der Plakataktion störte
sich niemand. Aufgeregter oder
gehässigerWiderspruch? Gab es
nicht.

Stillzimmer auch für die
Väter?
Auch nicht bei der Forderung
nach geschlechtsneutralen Still-
zimmern.Dort sollen «Eltern» in
Ruhe ihre Kinder stillen oder
Milch abpumpen können. «Auch
Väter brauchen den gesamten
Zugang zur nötigen Infrastruk-
tur, umKinder zu betreuen», sagt
Leonie Barnsteiner (24) vom
VSUZH. Räume mit diesem
Zweck und entsprechenderAus-
stattungwürden, kombiniertmit
Wickeltischen, «platzsparend
und effizient die Bedürfnisse der
Elternvereinen», heisst es imPo-
sitionspapier.

Sie studiert im zehnten Se-
mester Politologie sowie Psy-
chologie und gehört zu denMit-
gliedern der Gleichstellungs-
kommission desVerbands. «Für
uns», sagt sie, «warwichtig, das
Thema Gleichstellung und In-
klusion auf möglichst vielen
Ebenen im Positionspapier zu
betrachten.»

An der Uni Zürich, mit gegen
30’000 Studierenden die gröss-
te der zwölf SchweizerUniversi-
täten, werden derzeit verschie-
deneWokeness-Projekte auf die
Schiene gebracht. Eine Arbeits-
gruppe namens «Geschlechter-
vielfalt» brütet über der Frage:
Wiemachenwir dasmit denUni-
sex-WC, genderneutralen Du-
schen und Umkleidekabinen?
«Ein Pilotprojekt zur Umwand-

lung von Einzel- in genderneu-
trale Toiletten in bestehenden
Gebäuden ist angedacht», sagt
Unisprecher Beat Müller.

Für das Windelnwechseln
beim akademischenNachwuchs
sei bereits gesorgt, wenn auch
nicht genderneutral: Das Dut-
zend fixer Wickeltische an allen
Unistandorten sei in Damen-
oder Herrentoiletten montiert,
sagt Müller. Man könne aber
«mobileWickeltische» anfordern
und aufstellen. Zudem seien
zwölf Sanitätsräume zusätzlich
als Stillzimmer ausgerüstet und
könnten über die Betriebssani-
tät gebucht werden.

Auf Trab halten die Uni auch
Gratis-Tampons und -Binden.
«Im Herbst 2022 wurde die Ar-
beitsgruppe ‹Menstruationspro-
dukte› gegründet», sagt Müller.
«Darin sind die Abteilungen
Gleichstellung undDiversität, Si-
cherheit und Umwelt sowie der
Betriebsdienst Zentrum vertre-
ten.» Ziel: Prüfung der kostenlo-
sen Einführung von Hygienear-
tikeln während der Periode.

Das gibt es an anderen Hoch-
schulen bereits. So etwa an der
ETH Zürich oder an den Unis in
Lausanne und Genf. Seit letztem
Semester ist auch die Universi-
tät Bern woke unterwegs. «Um
ein optimales Studien- und Ar-
beitsumfeld zu schaffen», so ein
Sprecher, seien rund 40 «Mens-
truationsartikelspender» in Be-
trieb. Kosten: 2500 Franken pro
Semester. Die Uni Basel prüft
derzeit dieseMassnahme, an der
Zürcher Hochschule für Ange-
wandteWissenschaften (ZHAW)
hat der Studierendenverein der
Linguisten ein entsprechendes
Pilotprojekt lanciert.

«Woke» und divers gibt man
sich an der Uni Zürich auch bei
der Kennzeichnung des Kanti-
nenessens. «Wir würden eine
Deklaration von halal und ko-
scheren Angeboten in den Men-
sen begrüssen», sagt Sprecher
Beat Müller. Andere Hochschu-
len winken ab: Die Kennzeich-
nung eines Gerichts nach reli-
giösen Speisevorschriften gebe
es nicht, sei nicht vorgesehen
und entspreche auch keinemBe-
dürfnis.

Neben der Koscher- und Ha-
lal-Deklaration, unentgeltlichen
Binden undTampons sowie «all
inklusive» bei Toiletten,Wickel-
tischen und Stillzimmern rundet
der Zürcher Studierendenver-
band seinen Forderungskatalog
mit Raumpolitik ab. Es brauche
mehr «Räume der Stille»,verlan-
gen die Studis in ihrem Positi-
onspapier. Nicht nur, um zu be-
ten oder zu meditieren, es gehe
auch um«Neurodiversität», sagt
Leonie Barnsteiner, «zum Bei-
spiel um Studierende mit ADHS
oder einerAutismus-Spektrum-
Störung». Auch für sie soll es
Räume geben – «zurBeruhigung
nach einer Reizüberflutung».

Woke-
Offensive an
der Universität

Zürich
Gendern in Hochschulen Der

Studierendenverband der grössten
Schweizer Uni fordert Transgender-

Toiletten, geschlechtsneutraleWickeltische,
Gratis-Menstruationsprodukte und
Halal-Deklarationen in denMensen.

Aber will das die Uni?
Die Gender-Arbeitsgruppe des Zürcher Studierendenverbands vor dem Plakat zur Gleichstellung. Foto: Silas Zindel

Das herumliegende
Kuscheltier

Vorsicht, gefährlicher Serientäter: Jedes Jahr verletzen sich daheim rund
125000Menschen bei Stürzen. Zum Beispiel, weil sie über herumliegende
Spielsachen stolpern. Räumen Sie den Kerl aus demWeg, wenn Sie ihm
begegnen. Sachdienliche Hinweise auf bfu.ch/sicheres-daheim

Gesucht wegen schwerer
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